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Kompromissänderungsantrag 1
Jana Toom

Entwurf eines Berichts – Empfehlung 1 - 5
Kompromissänderungsantrag ersetzt die Änderungsanträge 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 
12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 
37, 38, 39, 40, 41, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 
62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 78, 79, 80, 81, 82, 83, 84, 85, 86, 
87, 88, 89, 90, 91, 92, 93, 94, 95, 96, 97, 98, 99, 100, 101, 102, 103, 104, 105, 106, 107, 108, 
109, 110, 111, 112, 113, 114, 115, 116, 117, 118, 119, 120, 121, 122, 123, 124, 125, 126, 127, 
128, 129, 130, 131, 132, 133, 134, 135, 136, 137, 138, 139, 140, 141, 142, 143, 144, 145, 146, 
147, 148, 149, 150, 151, 152, 153, 154, 155, 156, 157, 158, 159, 160, 161, 162, 163, 164, 165, 
166, 167, 168, 169, 170, 171, 172, 173, 174, 175, 176, 177, 178, 179, 180, 181, 182, 183, 184, 
185, 186, 187, 188, 189, 190, 191, 192, 193, 194, 195, 196, 197, 198, 199, 200, 201, 202, 203, 
204, 205, 206, 207, 208, 209, 210, 211, 212, 213, 214, 215, 216, 217, 218, 219, 220, 221, 222, 
223, 224, 225, 226, 227, 228, 229, 230, 231, 232, 233, 234, 235, 236, 237, 238, 239, 240, 241, 
242, 243, 244, 245, 246, 247, 248, 249, 250, 251, 252, 253, 254, 255, 256, 257, 258, 259, 260, 
261, 262, 263, 264, 265, 266, 267, 268, 269, 270, 271, 272, 273, 274, 275, 276, 277, 278, 279, 
280, 281, 282, 283, 284, 285, 286, 287, 288, 289, 290, 291, 292, 293, 294, 295, 296, 297, 298, 
299, 300, 301, 302, 338, 373 und 400

Entwurf eines Berichts Geänderter Text

1. weist darauf hin, dass das Ziel der Reise 
darin bestand, das 
Sprachimmersionsmodell in Katalonien vor 
Ort, dessen Auswirkungen auf Familien, 
die in die Region ziehen und dort wohnen, 
sowie auf Mehrsprachigkeit, 
Nichtdiskriminierung und die Einhaltung 
des Völkerrechts und des Unionsrechts zu 
bewerten;

2. weist darauf hin, dass in der spanischen 
Verfassung in Artikel 3, der den offiziellen 
Status des Kastilischen in ganz Spanien 
und die Möglichkeit für die Autonomen 
Gemeinschaften, in ihrem Hoheitsgebiet 
andere Sprachen als offiziell festzulegen, 
festlegt, das Recht auf Unterricht auf 
Spanisch verankert ist; ist der Ansicht, 
dass das Bildungssystem in Katalonien 
Spanisch und Katalanisch als 
Unterrichtssprachen gleich behandeln 
sollte und dass im Bildungssystem die 
notwendigen Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, um die Defizite, die aufseiten 
irgendeiner der Sprachen bestehen, 

1. betont, dass das Ziel der Reise darin 
bestand, das Sprachimmersionsmodell in 
Katalonien vor Ort, dessen Auswirkungen 
auf Familien, die in die Region ziehen und 
dort wohnen, sowie auf Mehrsprachigkeit, 
Nichtdiskriminierung und die Einhaltung 
des Völkerrechts und des Unionsrechts zu 
bewerten;

2. weist darauf hin, dass in der spanischen 
Verfassung in Artikel 3, der den offiziellen 
Status des Kastilischen in ganz Spanien 
und die Möglichkeit für die Autonomen 
Gemeinschaften, in ihrem Hoheitsgebiet 
andere Sprachen als offiziell festzulegen, 
festlegt, die Verpflichtung zu 
Spanischkenntnissen und das Recht 
darauf, Spanisch zu sprechen, verankert 
ist; weist darauf hin, dass beim Statut von 
Katalonien diese Möglichkeit genutzt 
wurde, um Katalanisch in seinem 
Hoheitsgebiet als gleichsam bestehende 
Amtssprache festzulegen; ist der Ansicht, 
dass das Bildungssystem in Katalonien 
Spanisch und Katalanisch als 
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auszugleichen, wie es im spanischen 
Organgesetz über Bildung (Artikel 79 und 
121) vorgesehen ist;

3. weist darauf hin, dass die Achtung der 
sprachlichen und kulturellen Vielfalt einer 
der in Artikel 3 des Vertrags über die 
Europäische Union verankerten Eckpfeiler 
der EU ist und jede Diskriminierung 
aufgrund der Sprache gemäß Artikel 21 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union ausdrücklich verboten ist; fordert 
die zuständigen regionalen und nationalen 
Behörden auf, dafür zu sorgen, dass Kinder 
nicht diskriminiert werden;

4. ist der Ansicht, dass das Bildungssystem 
dem Wohl des Kindes Rechnung tragen 
sollte, was die Sprachpolitik betrifft, und 
dass – wann auch immer dies möglich ist – 
maßgeschneiderte Lösungen entwickelt 
werden sollten, um jegliche Defizite in 
Bezug auf den Lernpfad von Kindern zu 
beheben;

5. ist der Ansicht, dass die 
Bildungsbehörden sicherstellen sollten, 
dass Schüler mit besonderen 
pädagogischen Bedürfnissen die 
Möglichkeit haben, auf Wunsch ihrer 
Familien in ihrer Muttersprache 
unterrichtet zu werden, sofern es sich bei 
dieser Sprache um eine Amtssprache 
handelt, und weist darauf hin, dass dies im 
Einklang mit den Empfehlungen des Rates 
zur muttersprachlichen Bildung und zur 
Integration von Kindern mit 
Behinderungen in die Bildungssysteme 
steht;

Unterrichtssprachen im Lehrplan oder in 
Unterrichtsstunden gleich behandeln sollte 
und dass im Bildungssystem die 
notwendigen Maßnahmen ergriffen werden 
müssen, um die Defizite, die aufseiten 
irgendeiner der Sprachen bestehen, 
auszugleichen, wie es im spanischen 
Organgesetz über Bildung (Artikel 79 und 
121) vorgesehen ist, dass diese 
Maßnahmen jedoch keineswegs bedeuten 
können, dass eine Amtssprache als 
Verkehrssprache ausgeschlossen wird; 
vertritt die Auffassung, dass der 
Unterricht in Nebenfächern wie Sport 
oder außerplanmäßige Aktivitäten nicht 
mit dem Unterricht in Hauptfächern wie 
Mathematik oder Geschichte gleichgesetzt 
oder gleich berechnet werden können; ist 
der Ansicht, dass die Schulen in 
Katalonien den Schülerinnen und 
Schülern angemessene Chancen auf den 
Erwerb von Kenntnissen des 
Katalanischen wie auch des Spanischen 
auf hohem Niveau und den Erwerb der 
Sprachkenntnisse, die für den 
uneingeschränkten Zugang zu allen 
Beschäftigungs-, gesellschaftlichen und 
kulturellen Chancen erforderlich sind, 
bieten sollten;

3. weist darauf hin, dass die Achtung der 
sprachlichen und kulturellen Vielfalt einer 
der in Artikel 3 des Vertrags über die 
Europäische Union verankerten Eckpfeiler 
der EU ist und jede Diskriminierung 
aufgrund der Sprache gemäß Artikel 21 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union ausdrücklich verboten ist; fordert 
die zuständigen regionalen und nationalen 
Behörden auf, dafür zu sorgen, dass Kinder 
aus keinerlei Gründen diskriminiert 
werden, auch nicht, weil ihre 
Muttersprache Spanisch ist; ist der 
Ansicht, dass unbedingt für 
Chancengleichheit und Inklusion beim 
Lernen für alle Schülerinnen und Schüler 
zu sorgen ist; 

3a. weist darauf hin, dass in 
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Gemeinschaften mit mehr als einer 
Amtssprache die Rechte im 
Zusammenhang mit der Sprache im 
Einklang mit der verfassungsmäßigen 
Ordnung des jeweiligen Mitgliedstaats 
und seinem innerstaatlichen Recht 
geachtet werden müssen, ohne dass die 
Rechte einer Gruppe gegenüber einer 
anderen beschränkt werden1; fordert in 
diesem Zusammenhang die zuständigen 
regionalen und nationalen Behörden auf, 
dafür zu sorgen, dass bei der Förderung 
der Regionalsprachen und beim Schutz 
der Sprachgemeinschaften die 
Grundrechte aller geachtet werden; 

4. betont, dass Lernerfordernisse ihre 
eigenen Besonderheiten aufweisen und 
sich von einem Bildungsumfeld zum 
anderen unterschieden und dies 
keinesfalls den Ausschluss des Lernens in 
einer der Sprachen begründen kann (34); 
ist der Ansicht, dass das Bildungssystem 
dem Wohl des Kindes Rechnung tragen 
sollte, was die Sprachpolitik betrifft, und 
dass – wann auch immer dies möglich ist – 
maßgeschneiderte Lösungen entwickelt 
werden sollten, um jegliche Defizite in 
Bezug auf den Lernpfad von Kindern und 
wirtschaftliche Schwächen seitens der 
Schülerinnen und Schüler und ihrer 
Familien zu beheben;

5. ist besorgt darüber, dass das 
Sprachimmersionsmodell in Katalonien 
schwerwiegende Funktionsstörungen bei 
Schülerinnen und Schülern mit 
besonderen Bedürfnissen mit Spanisch 
als Muttersprache nach sich zieht; weist 
darauf hin, dass die Bildungsbehörden 
sicherstellen sollten, dass Schüler mit 
besonderen pädagogischen Bedürfnissen 
die Möglichkeit haben, auf Wunsch ihrer 
Familien in ihrer Muttersprache 
unterrichtet zu werden, sofern es sich bei 
dieser Sprache um eine Amtssprache 

1 Europäische Bürgerinitiative „Minority SafePack“, im Dezember 2019 vom Europäischen Parlament 
angenommen: https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0370_DE.html.

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0370_DE.html


PE759.915v01-00 6/10 AM\1298814DE.docx

DE

handelt, und weist darauf hin, dass dies im 
Einklang mit den Empfehlungen des Rates 
zur muttersprachlichen Bildung und zur 
Integration von Kindern mit 
Behinderungen in die Bildungssysteme 
und mit der vom Europäischen Parlament 
angenommenen Entschließung zu der 
Lage der Grundrechte in der 
Europäischen Union – Jahresbericht für 
die Jahre 2018 und 20192 steht;

Or. en

Kompromissänderungsantrag 2
Jana Toom

Entwurf eines Berichts – Empfehlung 6 - 15
Kompromissänderungsantrag ersetzt die Änderungsanträge 303, 304, 305, 306, 307, 308, 
309, 310, 311, 312, 313, 314, 315, 316, 317, 318, 319, 320, 321, 322, 323, 324, 325, 326, 327, 
328, 329, 330, 331, 332, 333, 334, 335, 336, 337, 339, 340, 341, 342, 343, 344, 345, 346, 347, 
349, 350, 351, 352, 354, 355, 356, 357, 358, 359, 360, 361, 362, 363, 365, 366, 367, 368, 369, 
370, 371, 372, 374, 375, 376, 377, 378, 379, 380, 381, 382, 383, 384, 385, 386, 387, 388, 389, 
390, 391, 392, 393, 394, 395, 396, 397, 398, 399, 401, 402, 403, 404, 405, 406, 407, 408, 409, 
410, 411, 412, 413, 414 und 415

Entwurf eines Berichts Geänderter Text

6. fordert die Kommission auf, über die 
jüngsten Entwicklungen in Bezug auf die 
Petitionen 0858/2017, 0650/2022 und 
0826/2022 über die Achtung der 
Sprachenregelungen und die Organisation 
des Bildungssystems in Katalonien Bericht 
zu erstatten;

7. fordert die Kommission auf, die 
Anwendung von Artikel 165 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union in Katalonien, insbesondere in 
Bezug auf die Achtung der kulturellen und 
sprachlichen Vielfalt durch die regionalen 
Gebietskörperschaften, genau zu 
überwachen und diese Ergebnisse in ihrem 

6. fordert die Kommission auf, über die 
jüngsten Entwicklungen in Bezug auf die 
Petitionen 0858/2017, 0650/2022 und 
0826/2022 über die Achtung der 
Sprachenregelungen und die Organisation 
des Bildungssystems in Katalonien Bericht 
zu erstatten;

6a. verurteilt den Umstand, dass die 
Sprachregelung in Katalonien effektiv die 
Freizügigkeit beschränkt, da Familien, 
die nach Katalonien ziehen, keinen 
Unterricht in der Amtssprache Spanisch 
erhalten können, was ihre Rechte 
beeinträchtigt und ihre Optionen bei der 
Arbeitsplatzsuche in ihrem eigenen Land 

2 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0328_DE.html.

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0328_DE.html
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nächsten Bericht über die 
Rechtsstaatlichkeit zu berücksichtigen; 
fordert die Kommission ferner auf, einen 
Dialog mit dem Mitgliedstaat aufzunehmen 
und fachliche Hilfe bei der Behandlung 
von Grundrechtsfragen anzubieten;

8. fordert die regionalen Behörden auf, 
geeignete rechtliche oder administrative 
Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass die Kommunikation, 
die von der öffentlichen 
Bildungsverwaltung, einschließlich der 
Schulen, an Schüler und ihre Familien 
gerichtet ist, von Amts wegen sowohl in 
spanischer als auch in katalanischer 
Sprache erfolgt, ohne dass die Schüler oder 
Familien dies einzeln beantragen müssen;

9. fordert die nationalen und regionalen 
Behörden Spaniens auf, genau zu 
überwachen, ob bei der Organisation der 
Bildungssysteme in Katalonien für 
ausgewogene Anteile bei den 
Unterrichtssprachen und die 
Gleichbehandlung der Amtssprachen Sorge 
getragen wird und ob die Bildungsziele in 
beiden Amtssprachen erreicht werden;

10. schlägt den spanischen Behörden vor, 
die Art und Weise zu überprüfen, wie die 
nationale Hochschulinspektionsbehörde in 
Katalonien die Mindeststandards für einen 
ausgewogenen Sprachenunterricht 
überwacht;

11. empfiehlt, dass unabhängige 
Sachverständige eine eingehende 
unabhängige Analyse der 
Gleichbehandlung der Amtssprachen im 
Bildungswesen durchführen, um 
politische Spannungen und Kontroversen 
zu vermeiden, wobei Ziel dieser Analyse 
sein sollte, den Gesetzgebern und 
Interessenträgern Empfehlungen 
dahingehend an die Hand zu geben, wie ein 
ausgewogenes Maß bei den 
Unterrichtssprachen erreicht werden kann;

und somit in der EU einschränkt; vertritt 
mit Nachdruck die Ansicht, dass die 
Freizügigkeit der Arbeitskräfte in der 
Europäischen Union im Sinne des 
Artikels 45 der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union gewährleistet 
sein muss; 

7. fordert die Kommission auf, die 
Anwendung von Artikel 165 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union in Katalonien, insbesondere in 
Bezug auf die Achtung der kulturellen und 
sprachlichen Vielfalt durch die regionalen 
Gebietskörperschaften, genau zu 
überwachen und diese Ergebnisse in ihrem 
nächsten Bericht über die 
Rechtsstaatlichkeit zu berücksichtigen; 
fordert die Kommission ferner auf, einen 
Dialog mit dem Mitgliedstaat aufzunehmen 
und fachliche Hilfe bei der Behandlung 
von Grundrechtsfragen anzubieten und 
Maßnahmen zu ergreifen, damit Spanien 
die Rechte spanischsprachiger Kinder in 
zweisprachigen Gemeinschaften 
durchsetzt;

7a. fordert die regionalen und nationalen 
Behörden auf, gemeinsam darauf 
hinzuwirken, dass nicht mehr gegen die 
Grundrechte von Eltern, Kindern und 
Familien verstoßen wird und dass sie 
gemäß Artikel 21 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union 
geschützt werden;

8. fordert die regionalen Behörden auf, 
geeignete rechtliche oder administrative 
Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass die Kommunikation 
und Webseiten, die von der öffentlichen 
Bildungsverwaltung, einschließlich der 
Schulen, an Schüler und ihre Familien 
gerichtet sind, von Amts wegen sowohl in 
spanischer als auch in katalanischer 
Sprache erfolgen, ohne dass die Schüler 
oder Familien dies einzeln beantragen 
müssen;
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12. schlägt der Regionalregierung 
Kataloniens vor, die Kommunikation und 
das Vertrauen zu verbessern, um einen 
konstruktiven Dialog mit den betroffenen 
Familien aufzubauen;

13. stellt fest, dass das Urteil des Obersten 
Gerichtshofs Kataloniens vom 
16. Dezember 2020 zu der Pflicht, 25 % 
des Unterrichts im katalanischen 
Bildungssystem auf Spanisch abzuhalten, 
von der Regionalverwaltung derzeit nicht 
umgesetzt wird; weist darauf hin, dass die 
Achtung der Rechtsstaatlichkeit einer der 
Eckpfeiler der EU ist; ist besorgt darüber, 
dass die Bürger aufgrund des Mangels an 
Maßnahmen zur Umsetzung dieses 
gerichtlichen Urteils individuell 
Rechtsbehelfe einlegen müssen;

14. ist besorgt über Fälle von 
Ausgrenzung, Kontroversen und 
Reaktionen in der Öffentlichkeit, die dieses 
Thema in der katalanischen Gesellschaft 
auslöst, einschließlich Fällen von sozialer 
Ausgrenzung, Einschüchterung und 
Schikane von Kindern und Eltern; 
verurteilt jegliche Form von Hetze; fordert 
die regionalen Behörden auf, dieses 
inakzeptable Verhalten genau zu 
überwachen;

15. empfiehlt, diesen Bericht und seine 
Empfehlungen der Regionalregierung 
Kataloniens, den nationalen Behörden 
Spaniens, dem Obersten Gerichtshof 
Kataloniens und dem spanischen 
Verfassungsgericht in Erwartung von 
dessen Entscheidung zu übermitteln.

9. fordert die nationalen und regionalen 
Behörden Spaniens auf, genau zu 
überwachen, ob bei der Organisation der 
Bildungssysteme in Katalonien für 
ausgewogene Anteile bei den 
Unterrichtssprachen und die 
Gleichbehandlung der Amtssprachen Sorge 
getragen wird und ob die Bildungsziele in 
beiden Amtssprachen erreicht werden (98);

10. schlägt den spanischen Behörden vor, 
die Art und Weise zu überprüfen, wie die 
nationale Hochschulinspektionsbehörde in 
Katalonien die Mindeststandards für einen 
ausgewogenen Sprachenunterricht 
überwacht;

11. empfiehlt, dass unabhängige 
Sachverständige eine eingehende 
unabhängige quantitative und qualitative 
Analyse durchführen, bei der das an 
katalanischen Schulen verwendete 
Sprachimmersionsmodell der 
Gleichbehandlung der Amtssprachen im 
Bildungswesen bewertet wird, wobei Ziel 
dieser Analyse sein sollte, den 
Gesetzgebern und Interessenträgern 
Empfehlungen dahingehend an die Hand 
zu geben, wie ein ausgewogenes Maß bei 
den Unterrichtssprachen erreicht werden 
kann;

12. schlägt der Regionalregierung 
Kataloniens vor, die Kommunikation und 
das Vertrauen zu verbessern, um einen 
konstruktiven Dialog mit den betroffenen 
Familien aufzubauen;

13. stellt fest, dass das Urteil des Obersten 
Gerichtshofs Kataloniens vom 
16. Dezember 2020 zu der Pflicht, 25 % 
des Unterrichts im katalanischen 
Bildungssystem auf Spanisch abzuhalten, 
von der Regionalverwaltung derzeit nicht 
umgesetzt wird; weist darauf hin, dass die 
Achtung der Rechtsstaatlichkeit einer der 
Eckpfeiler der EU und in Artikel 2 des 
Vertrags über die Europäische Union 
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verankert ist; vertritt die Auffassung, dass 
die Nichteinhaltung von 
Gerichtsbeschlüssen durch die spanischen 
und katalanischen Behörden einen 
Verstoß gegen dieses Grundprinzip 
darstellt; ist besorgt darüber, dass die 
Bürger aufgrund des Mangels an 
Maßnahmen zur Umsetzung dieses 
gerichtlichen Urteils individuell 
Rechtsbehelfe einlegen müssen; fordert die 
katalanischen Behörden auf, die 
Umsetzung dieses Urteils nicht zu 
behindern;

14. ist besorgt über Fälle von 
Ausgrenzung, Kontroversen und 
Reaktionen in der Öffentlichkeit, die dieses 
Thema in der katalanischen Gesellschaft 
auslöst, einschließlich Fällen von sozialer 
Ausgrenzung, Einschüchterung und 
Schikane von Kindern und Eltern; 
verurteilt jegliche Form von Hetze; fordert 
die regionalen Behörden auf, dieses 
inakzeptable Verhalten genau zu 
überwachen und Personen, die sich dessen 
schuldig machen, zu bestrafen; fordert die 
regionalen und nationalen Behörden auf, 
ein Verteidigungs- und Schutzprotokoll 
für gefährdete Personen einzurichten, 
u. a. für Familien, die sich an das 
Justizsystem wenden, damit das Urteil 
vom 16. Dezember 2020 umgesetzt wird;

15. empfiehlt, diesen Bericht und seine 
Empfehlungen der Regionalregierung 
Kataloniens, den nationalen Behörden 
Spaniens, darunter auch dem 
Bildungsministerium, dem spanischen 
Bürgerbeauftragten, dem katalanischen 
Bürgerbeauftragten, dem Obersten 
Gerichtshof Kataloniens und dem 
spanischen Verfassungsgericht in 
Erwartung von dessen Entscheidung zu 
übermitteln; empfiehlt ferner, dass dieser 
Bericht der Gruppe zur Beobachtung der 
Wahrung der Demokratie, der 
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte 
des LIBE-Ausschusses übermittelt wird;
14b. fordert, dass die Petitionen 
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Nr. 0858/2017, 0650/2022 und 0826/2022 
über die Achtung der 
Sprachenregelungen und die 
Organisation des Bildungssystems in 
Katalonien noch nicht abgeschlossen 
werden;

Or. en


